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Pressemitteilung vom 22. August 2016

Es geht nicht mehr um die Schuldenbremse, es geht um die Kreditwürdigkeit der Landesregierung!

Also doch: Der Gemeindetag hatte es schon bei Bekanntwerden der Nebenabrede Nummer 1 befürchtet; jetzt tröpfelt die nächste Wahrheit ans Tageslicht. Denn die am Wochenende bekannt gewordene Nebenabrede Nummer 2 präsentiert dem Steuerzahler und den Kommunen nun die Rechnung. Und diese wird teuer! „Mit einer Politik des „gehört werden“ hat das jedenfalls nichts mehr zu tun. „Es ist eher unerhört als gehört wie die Landesregierung mit seinen Kommunen umgeht". Gespräche, die in den letzten Wochen mit dem Kommunalen Landesverband geführt wurden, eine in Aussicht gestellte Kostenbeteiligung bei der Anschlussunterbringung... alles hinfällig? Alles nur zum Schein?", fragt Roger Kehle, Präsident des Gemeindetags, verärgert. 
Die Landesregierung erneut auf den erhöhten Finanzbedarf der Kommunen hinzuweisen, weil zusätzliche Aufgaben für die Kommunen zu erledigen sind, hält Kehle mittlerweile bei dieser "Mauschel-Konstellation" für überflüssig. „Wir haben X-Mal in Gesprächen darauf hingewiesen, dass der Finanzbedarf der Städte und Gemeinden steigt und nicht sinkt“. Den Kommunen noch mehr Geld wegzunehmen sei deshalb absolut widersinnig und bringe die Städte und Gemeinden in große Schwierigkeiten. Die kommunale Selbstverwaltung wie sie die Landesregierung laut Koalitionsvertrag ja so sehr zu schätzen wisse, werde mit Füßen getreten. Dem Ministerpräsidenten und seinem Vize gebühre jedenfalls eine Goldmedaille fürs Mauscheln.  "In dieser Disziplin sind sie unschlagbar", so Kehle süffisant.

Zwischen Anspruch und Wirklichkeit klafft bei der Landesregierung eine Lücke:
Anspruch:

„Viele Menschen verbinden mit uns die Hoffnung auf einen neuen Politikstil. Die Zeit des Durchregierens von oben ist zu Ende.“ (MP Kretschmann, Regierungserklärung 25. Mai 2011).
„Vertrauen ist die knappste und zugleich wichtigste Ressource der Politik“ (MP Kretschmann, Neujahrsansprache 2012).
„Regieren ist eine Stilfrage“ (Wahlplakat der Grünen zur Landtagswahl 2016).
Wirklichkeit:

„Ich mauschele schon immer“ (MP Kretschmann Juli 2016).
„In der Politik muss man auch mal dealen und Absprachen hinter den Kulissen treffen, anders geht’s halt nicht! (…) Ich habe da kein schlechtes Gewissen“ (MP Kretschmann, Juli 2016).
„Wir können jedoch auch nicht unsere internen Verhandlungsstrategien öffentlich machen. Denn das würde die Gespräche mit den entsprechenden Verbänden erschweren und die Verhandlungsposition der Landesregierung schwächen.“ (gemeinsames Schreiben MP Kretschmann und stv. MP Strobl vom 20.8.2016).
Gibt es dieses ominöse strukturelle Defizit wirklich?
Tatsache ist, das Land darf erhebliche Mehreinnahmen erwarten. Dennoch spricht die Finanzministerin davon, dass das Land bis zum Jahr 2020 fast 2,8 Milliarden Euro einsparen müsse, um die Schuldenbremse einzuhalten. Nachdem dies das Land allein nicht schaffe, seien beim Einhalten der Schuldenbremse alle zusammen gefragt. (PM von Frau Ministerin Sitzmann, Juli 2016). 
Der Gemeindetag: Allein die Mehreinnahmen, die sich aus der Mai-Steuerschätzung 2016 ergeben, bedeuten für Baden Württemberg im Jahr 2016 ein Mehr in Höhe von 310 Mio. Euro und 2017 sogar in Höhe von 347 Mio. Euro. Und auch die vom Bund zugesagte Integrationspauschale in Höhe von 260 Mio. Euro spült erhebliche Zusatzgelder in die Landeskasse.

Der Gemeindetag fragt sich deshalb: Gibt es dieses ominöse strukturelle Defizit wirklich? Oder ist das „strukturelle Defizit“ in Wirklichkeit die „Wünsch-Dir-was-Liste“ aus der Nebenabrede Nummer 1 von Ministerpräsident Kretschmann und seinem Stellvertreter Strobl? Ist das eventuell die Mauschelei-Nebenabrede Nummer 3 – dieses Mal auf Kosten des Steuerzahlers?

Braucht es die geplanten Einschnitte beim Steuerzahler, den Kommunen und dem Personal also, um die grün-schwarze Wünsch-Dir-was-Liste zu finanzieren? 
„Ein offener Umgang damit, wäre eigentlich selbstverständlich gewesen“, resümiert der Präsident des größten kommunalen Landesverbandes ernüchtert. 
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